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Nachrichten aus Europa  
 

EU-Institutionen einigen sich bei Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie 

 

Die überarbeitete Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie legt ehrgeizige Anforderungen an die Gesamtenergie-

effizienz von neuen und renovierten Gebäuden in der EU fest. Ziel ist es, dass bis 2030 alle neuen Gebäude 

emissionsfrei sind und der Gebäudesektor bis 2050 komplett dekarbonisiert ist. Rat und Parlament müssen 

dies nun noch billigen. 

 

Die Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie (EPBD) unterscheidet in Wohn- und Nicht-Wohngebäude sowie be-

stehende und neue Gebäude. Für Nicht-Wohngebäude gelten direkt verpflichtende Mindestenergieeinspar-

ziele: Bis 2030 müssen alle Nicht-Wohngebäude effizienter sein als die untersten 16 Prozent und bis 2033 

sollen sie besser abschneiden als die schlechtesten 26 Prozent. Ausnahmen können für landwirtschaftlich 

oder militärisch genutzte, denkmalgeschützte, kirchliche oder nur kurzzeitig genutzte Gebäude festgelegt 

werden.  
 

Neue Gebäude müssen ab 2028 Null-Emissionsgebäude sein, wenn diese öffentlich sind. Ansonsten greift 

der Standard ab 2030. Was genau unter dem "Null-Emissionsstandard" zu verstehen ist, sollen die Mitglied-

staaten festlegen können.  
 

Für fossile Heizungen wurde ein Enddatum bis 2040 festgelegt, fünf Jahre früher als in Deutschland. Zudem 

darf es ab 2025 keine staatliche Förderung mehr für reine Öl- oder Gasheizungen geben. Ob das Heizen mit 

grünem Wasserstoff und Biomethan förderfähig bleibt, ist noch unklar. Ebenso soll es eine Solardachpflicht 

geben: Für neue öffentliche Nicht-Wohngebäude bereits schrittweise ab 2026, für Wohngebäude ab spätes-

tens 2030. Wie die Regelungen zur Ladeinfrastruktur für E-Mobilität ausgestaltet sind, ist noch unklar. 

(Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

CBAM: Nationale Behörde, Standardwerte und Umgang mit verzögerten Meldungen 

 

Die Bundesregierung hat die Deutsche Emissionshandelsstelle DEHSt im Umweltbundesamt als nationale 

CBAM-Behörde für Deutschland erklärt. Außerdem wurden von der Europäischen Kommission die lang erwar-

teten Standardwerte veröffentlicht, die die Berechnung des CO2-Anteils in Produkten erleichtern.  

 

Da die Benennung der CBAM-Behörde lange Zeit unklar war und so auch Vorgaben für die Registrierungen 

nicht vorlagen, hat sich die IHK-Organisation für einen nachsichtigen Umgang hinsichtlich möglicher Buß-

gelder ausgesprochen. Auf den Internetseiten der DEHSt sind nun Informationen zum Umgang mit Ver-

säumnissen geregelt. Demnach soll es für berichtspflichtige Anmelder keine Nachteile aufgrund der verspä-

teten Registrierungsmöglichkeiten geben.  
 

Die CBAM-Berichte für die ersten beiden Berichtszeiträume könnten bis zum 31. Juli 2024 abgeändert wer-

den. Zudem seien mit der Möglichkeit der Verwendung von Standardwerten in den CBAM-Berichten bis zum 

31. Juli 2024 Erleichterungen bei der Berichterstattung vorgesehen. Sanktionen nach Artikel 16 der EU-

CBAM-Durchführungsverordnung würden grundsätzlich nicht ohne die vorherige Durchführung eines Be-

richtigungsverfahrens verhängt. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Einigung bei europäischer Gasmarkt-Richtlinie stellt Weichen für Wasserstoffhochlauf 

 

Am 27. November 2023 wurde eine grundlegende Einigung zur Novellierung der EU-Gasmarkt-Richtlinie im 

Trilog erzielt. Dies ist der zweite Teil des EU-Gasmarktpakets, welches den Rechtsrahmen für die Transforma-

tion der Gaswirtschaft und den Wasserstoffhochlauf ebnen soll. Entscheidend ist insbesondere die Einigung 

zur horizontalen Entflechtung zwischen dem Betrieb von Gasnetzen und von Wasserstoffnetzen. Die EU-

Kommission wollte es Erdgasnetzbetreibern zuerst untersagen, auch Wasserstoffnetze zu betreiben.  

 

https://www.dehst.de/
https://taxation-customs.ec.europa.eu/system/files/2023-12/Default%20values%20transitional%20period.pdf
https://www.dehst.de/DE/CBAM/CBAM-teilnehmen/cbam-teilnehmen_node.html
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15412/deal-reached-on-gas-market-reform-to-address-energy-security-and-climate-change
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Der jetzige Kompromiss sieht die Entflechtung nur noch für Fernleitungsnetzbetreiber (FNBs) vor. Allerdings 

können Mitgliedstaaten durch Vorlage einer Kosten-Nutzen-Analyse und Bestätigung der nationalen Regu-

lierungsbehörde von dieser Regelung abweichen. Verteilnetzbetreiber (VNBs) sind von dieser horizontalen 

Entflechtung nicht betroffen. Somit können Ineffizienzen, die durch die strikte Trennung der Netzbereiche 

erfolgt wären, vermieden werden. Dies dient dem Wasserstoffhochlauf. 
 

Auch die Zertifizierung von kohlenstoffarmen Gasen erfolgt über die Richtline. Diese müssen eine Treib-

hausgasminderung von mindestens 70 Prozent erreichen, um als kohlenstoffarm zertifiziert zu werden. Die 

Berechnungsmethode soll in einem delegierten Rechtsakt innerhalb der nächsten zwölf Monate von der 

Kommission vorgelegt werden. Wenn Herkunftsnachweise für die Erzeugung der Gase ausgestellt werden, 

so gelten bei der Herstellung aus erneuerbaren Energiequellen die Regelungen der Erneuerbare-Energien-

Richtlinie. Transaktionen müssen stets in der Unionsdatenbank oder damit verknüpften nationalen Daten-

banken hinterlegt werden. 
 

Des Weiteren soll eine integrierte Netzplanung für Erdgas und Wasserstoff erfolgen. Alle zwei Jahre müssen 

Erdgas- und H2-Fernleitungsnetzbetreiber einen Zehnjahres-Netzentwicklungsplan der nationalen Regulie-

rungsbehörde vorlegen. Dabei sollen die verschiedenen relevanten Infrastrukturbetreiber (Erdgas, Strom, 

Fernwärme) gemeinsam Szenarien für die Pläne ausarbeiten. Auch H2-Verteilungsnetzbetreiber sollen in 

enger Kooperation mit den weiteren Verteilungsnetzbetreibern (Erdgas, Strom, Fernwärme/-kälte) planen. 

(Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Berichtspflichten: IHK-Organisation setzt sich für einen freiwilligen KMU-Standard ein 

 

Aktuell kämpfen kleine und mittlere Unternehmen (KMU), ausgelöst durch neue europäische und nationale 

Gesetze, mit dem sogenannten Trickledown- oder Kaskadeneffekt. Das bedeutet, dass über die Lieferkette 

auch Berichtspflichten bei den KMU ankommen, von denen sie eigentlich ausgenommen sind. 

 

Diese entstehen unter anderem aus der Nachhaltigkeitsberichterstattung über die Corporate Sustainability 

Reporting Directive (CSRD), die Taxonomie, die Sustainable Finance Disclosure Regulation (SFDR) und den 

Lieferkettensorgfaltspflichten (sowohl auf nationaler wie auf europäischer Ebene). Um dem entgegenzutre-

ten, hat die European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG), welche die Europäische Kommission bei 

der Ausgestaltung der Nachhaltigkeitsstandards unterstützt, nun einen Entwurf für einen freiwilligen KMU-

Standard (voluntary SME Standard) vorgelegt. 
 

Das Ziel des freiwilligen Standards ist es, ein standardisiertes Datenset für KMU zu schaffen, mit dem sie 

Anfragen nach ESG-Informationen von größeren berichtspflichtigen Unternehmen oder von Finanzinstituti-

onen einheitlich beantworten können. Die Idee ist, dass dieses standardisierte Datenset von den größeren 

berichtspflichtigen Unternehmen an Stelle von ausführlicheren und individuelleren Fragebögen akzeptiert 

wird. Demnach hängt der Erfolg des freiwilligen Standards von der Selbstverpflichtung der größeren Markt-

teilnehmer ab. Die Aufgabe einen möglichst einfachen Standard zu entwerfen, der gleichzeitig die gefragten 

Informationen abdeckt, stellt einen schwierigen Balanceakt dar. 
 

Unternehmen können sich bis 21. Mai 2024 an einer Konsultation der EFRAG zum Voluntary SME Standard 

beteiligen. Die IHK-Organisation setzt sich dafür ein, dass der Voluntary SME Standard zügig Realität wird 

und eine echte Entlastung für die Unternehmen bedeutet. Zeitlich ist mit den finalisierten Standards jedoch 

vermutlich erst zum Ende des Jahres 2024 zu rechnen, da die Entwürfe noch die Konsultation und die da-

nach vermutlich notwendige Anpassung durchlaufen müssen. Zudem werden die Standards von der Kom-

mission lediglich als Empfehlung veröffentlicht. Das bedeutet, sie müssen sich von selbst im Markt durch-

setzen. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

 

 

 

https://commission.europa.eu/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de
https://www.efrag.org/News/Public-479/EFRAGs-public-consultation-on-two-Exposure-Drafts-on-sustainability-r
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Neue Produktvorgaben sollen Kreislaufwirtschaft stärken – Digitaler Produktpass geplant 

 

Unternehmen müssen künftig sicherstellen, dass Produkte leichter zu reparieren, wiederzuverwenden und zu 

recyclen sind. Auf diese Weise soll die Basis für eine leistungsfähigere Kreislaufwirtschaft gelegt werden. 

Somit steigt bereits im Design von Produkten die Bedeutung der Themen Abfallvermeidung und Kreislauf-

fähigkeit.  

 

Dazu werden die bisher geltenden Ökodesign-Anforderungen, die sich bislang nur auf Vorgaben zur Ener-

gieeffizienz begrenzten, erweitert. Künftig sind Vorgaben zur Haltbarkeit, Wiederverwendbarkeit, Nachrüst-

barkeit und Reparierbarkeit von Produkten ebenso zu beachten wie das Vorhandensein chemischer Stoffe, 

die die Wiederverwendung oder das Recycling von Materialien verhindern können. 
 

Zunächst werden Vorschriften für Eisen, Stahl, Aluminium, Farben, Reifen und Textilien sowie Smartphones, 

Tablets und Laptops in Kraft treten. Zusätzlich darf ab 2028 unverkaufte Kleidung und Schuhe nicht mehr 

vernichtet werden. Für kleine Unternehmen soll es hier allerdings Ausnahmen geben. Ein Vernichtungsgebot 

wird aktuell ebenso für Kleinelektronik geprüft.  
 

Ein digitaler Produktpass soll als Etikett auf dem Produkt angebracht werden und abrufbare Informationen 

über die Herkunft, die Zusammensetzung von Produkten oder die Verfügbarkeit von Ersatzteilen enthalten. 

Langfristig soll es einen Reparaturindex für elektronische Geräte geben. Die DIHK hat eine Arbeitsgruppe 

eingerichtet, die Vorschläge für eine möglichst bürokratiearme Umsetzung erarbeitet. (Quelle: BMUV/DIHK) 
 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Trilogeinigung zur Industrieemissionsrichtlinie 

 

Parlament, Rat und Kommission haben sich im November 2023 auf einen Kompromiss zur Industrieemissions-

richtlinie (IED) verständigt. Das Papier mit den Änderungsbeschlüssen liegt noch nicht vor. Parlament und 

Rat müssen den Änderungen final noch zustimmen, was im ersten Quartal 2024 geschehen soll. Dann wird 

die geänderte Richtlinie am 20. Tag nach der Veröffentlichung in Kraft treten. Die Mitgliedstaaten haben für 

die Umsetzung der neuen Vorschriften 22 Monate Zeit. 

 

Den Pressemitteilungen zufolge setzte sich der Rat mit seinem Kompromissvorschlag durch, dass künftig die 

„strengsten erreichbaren Emissionsgrenzwerte“ eingehalten werden müssten. Bei den neuen Umweltquali-

tätsnormen wurden offenbar Ausnahmen, insbesondere beim Wasserverbrauch, vereinbart.  
 

Der Anwendungsbereich wurde um den industriellen Abbau von nicht-energetischen Rohstoffen und die 

Batterieherstellung erweitert. Industrieminerale wurden wohl mit einer Überprüfungsklausel ausgenommen. 

Am meisten Streit gab es beim Thema Tierhaltung. Hier wurden die Schwellenwerte im Vergleich zum Kom-

missionsvorschlag angehoben und Ausnahmen sowie Übergangsbestimmungen beschlossen. 
 

Bei den Strafen einigte man sich auf „mindestens 3 Prozent des Jahresumsatzes“ für die schwersten Verstö-

ße. Auch individuelle Schadensersatzansprüche sollen umgesetzt werden. Allerdings behielten sich die Mit-

gliedstaaten hier „Flexibilisierungen“ vor, um dies in das nationale Recht umzusetzen. 
 

Die Pressemitteilungen finden Sie hier: Kommission, Rat, Parlament. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Luftqualitätsrichtlinie im Trilog 

 

Die EU-Mitgliedstaaten haben sich im November 2023 im EU-Rat unter anderem auf erweiterte Ausnahme-

möglichkeiten bis zum Jahr 2040 verständigt (Artikel 18). Für das Erstellen von Luftqualitätsplänen sollen 

sie 3 statt bisher 2 Jahre Zeit erhalten (Artikel 19). Zudem erweitern sie die Möglichkeiten, grenzüberschrei-

tende Luftschadstoffe zu berücksichtigen (Artikel 21). Die Regelungen zu Klagemöglichkeiten, Schadenser-

satz und Strafen will der Rat deutlich stärker einschränken (Artikel 27-29).  

 

 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/europaeische-wirtschaftspolitik/eu-institutionen-erreichen-einigung-bei-oekodesign-verordnung--108688
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/europaeische-wirtschaftspolitik/right-to-repair-nimmt-weitere-huerde--108126
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/einigung-auf-straffere-regeln-zu-emissionen-industrie-und-landwirtschaft-2023-11-29_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/29/industrial-emissions-council-and-parliament-agree-on-new-rules-to-reduce-harmful-emissions-from-industry-and-improve-public-access-to-information/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Industrial+emissions:+Council+and+Parliament+agree+on+new+rules+to+reduce+harmful+emissions+from+industry+and+improve+public+access+to+information
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231127IPR15436/pollution-deal-with-council-to-reduce-industrial-emissions
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An der Höhe der umstrittenen Grenzwerte nahmen die Mitgliedstaaten im Vergleich zum Kommissionsent-

wurf keine Änderungen vor. Die Bundesregierung hatte nach Diskussionen im Bundestag die Fraktionen 

informiert, dass sie sich für Ausnahmemöglichkeiten und Flexibilisierungen einsetzen würde. Rat, Parlament 

und Kommission müssen nun im Trilog Kompromisse finden. Das EU-Parlament hatte sich bereits im Okto-

ber u. a. für sehr viel strengere Grenzwerte ausgesprochen. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Europäisches Parlament billigt den Net Zero Industry Act 

 

Im März 2023 hat die EU-Kommission den Net Zero Industry Act auf den Weg gebracht, im November 2023 

wurde er im Parlament angenommen. Der Gesetzesvorschlag soll Industrien im grünen Sektor fördern und so 

die europäische Wirtschaft wettbewerbsfähig machen. Solar- und Windinstallationen wie auch die Kohlen-

stoffspeicherung sollen gefördert werden. 

 

Mit dem Net Zero Industry Act soll ermöglicht werden, dass die EU bis 2030 fähig ist, 40 Prozent des Eigen-

bedarfs der CO2-freien Technologien auf Grundlage der nationalen Energie- und Klimapläne innerhalb der 

EU zu produzieren. Bis zu diesem Jahr sollen außerdem 50 Mio. Tonnen Kohlenstoff gespeichert werden. Ziel 

ist es, ein Viertel des Weltmarktanteils der Netto-Null-Technologien in der EU zu produzieren. 
 

In den Änderungsanträgen zum Kommissionsvorschlag haben die Abgeordneten den Geltungsbereich der 

Vorschriften auf die gesamte Lieferkette ausgeweitet, inklusive Komponenten, Materialien und Maschinen 

für die Herstellung von Netto-Null-Technologien. Sie schlagen außerdem eine Erweiterung der Definition 

"Netto-Null-Technologien" um weitere Technologien vor. Ursprünglich umfasste der Kommissionsvorschlag 

10 Technologien, jetzt sind es 17. Der Antrag enthält nun auch Kernspaltungs- und Kernfusionstechnolo-

gien, nachhaltige Flugkraftstoffe und spezifische industrielle Technologien. 
 

Der Gesetzesvorschlag ist in Strategie- und Industrieprojekte eingeteilt. So gibt es etwa Anreize für schnelle 

Genehmigungsverfahren oder einen vereinfachten Zugang zur Förderung bestimmter Industrien. Dies soll 

unter anderem mit der Schaffung von "Net-Zero Industry Valleys" geschehen. Finanziert werden soll dies 

aus nationalen Einnahmen des Emissionshandelssystems, außerdem durch die Plattform für strategische 

Technologien für Europa (STEP). Die Position des Parlaments muss jetzt noch mit dem Rat abgestimmt wer-

den. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Einigung zur EU-Methan-Verordnung erzielt 

 

Am 15. November 2023 haben der Rat und das Europäische Parlament eine vorläufige Einigung über eine 

Verordnung zur Nachverfolgung und Verringerung der Methanemissionen im Energiesektor erzielt. Zukünftig 

müssen Öl-, Gas- und Kohleunternehmen Methanemissionen aufspüren, dokumentieren und schnellstmöglich 

schließen. Perspektivisch soll dies auch für Importe fossiler Brennstoffe außerhalb der EU gelten, ohne dabei 

die Energieversorgungssicherheit zu gefährden. 

 

Gemäß der neuen Verordnung müssen alle Produktionsstätten von Öl, Erdgas und Kohle sowie die nachge-

lagerte Infrastruktur ihre Methanemissionen erfassen und an eine unabhängige Verifizierungsstelle und die 

nationalen Behörden melden. Nach 18 Monaten muss eine erste Schätzung erfolgen, eine direkte Messung 

der Methanemissionen nach zwei Jahren. Messungen an der Quelle bekommen mehr Zeit. Wird ein Methan-

leck gefunden, welches bestimmte Mindestschwellenwerte überschreitet, muss dieses innerhalb von fünf 

Tagen, bei größeren Reparaturen innerhalb von 30 Tagen, verschlossen werden. Oft ist es jedoch nicht ein-

fach, insbesondere kleine Methanlecks aufzuspüren. Die Kommission legt daher innerhalb eines Jahres einen 

Durchführungsrechtsakt für Mindestgrenzwerte für die Lecksuche bei Standardtemperatur und -druck fest. 
 

Die Verordnung soll aber auch für importierte fossile Brennstoffe gelten, denn rund 80 Prozent der energie-

bedingten Methanemissionen stammen aus Einfuhren von Produzenten außerhalb der EU. Ab dem Jahr 

2025 gelten für Importeure Berichtspflichten bezüglich der Herkunft und ihrer Messtechnologien für Me-

thanemissionen. Im Jahr 2026 soll die Kommission eine Transparenz-Datenbank für Produzenten veröffent-

lichen und stellt Profile für Herkunftsstaaten aus. Basierend auf diesen Daten erarbeitet die Kommission bis 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-de-luftqualitaet-973176
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/air-quality-council-ready-to-start-talks-with-parliament-on-new-rules-to-strengthen-standards-in-the-eu/
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0347(COD)&l=en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/green-deal-industrial-plan/net-zero-industry-act_de
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231117IPR12205/meps-back-plans-to-boost-europe-s-net-zero-technology-production
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/15/climate-action-council-and-parliament-reach-deal-on-new-rules-to-cut-methane-emissions-in-the-energy-sector/
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2027 eine Methodologie zur Klassifizierung von Methan-Intensitätsklassen. Importeure müssen ab 2028 

nach dieser Methodologie über die Methan-Intensität berichten. Strafzahlungen folgen ab dem Jahr 2030, 

wenn Importe über den Schwellenwerten liegen. Allerdings gilt dies nur für neue oder verlängerte Verträge, 

bestehende Geschäftsverhältnisse sollen laut Verordnung ihr Bestmögliches tun, um die Schwellenwerte 

einzuhalten. 
 

Die Methan-Verordnung muss formal vom Europäischen Parlament und Rat noch bestätigt werden. Sie tritt 

20 Tage nach Veröffentlichung im Europäischen Amtsblatt in Kraft. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Umstrittenes Renaturierungsgesetz nimmt letzte Hürde 

 

EU-Rat und Parlament haben eine Einigung im umstrittenen Renaturierungsgesetz zum Schutz und zur Wie-

derherstellung der Natur gefunden. Das Gesetz ist eines der Herzstücke des Green Deals. Der Vorschlag der 

Kommission war jedoch im Parlament auf starke Kritik der EVP gestoßen. Mit dem Gesetz verfolgt die Kom-

mission das Ziel, den Prozentsatz der natürlichen Lebensräume zu minimieren, die sich aktuell in einem 

schlechten Zustand befinden. Laut Studien sind das aktuell etwa 80 Prozent.  

 

Der finale Kompromiss beinhaltet nun eine Verpflichtung zur Einleitung von Renaturierungsmaßnahmen – 

bis 2030 auf mindestens 20 Prozent der Land- und Meeresflächen und bis 2050 in allen zu renaturierenden 

Ökosystemen. Zur Erreichung dieses Ziels sollen die EU-Mitgliedstaaten bis 2030 mindestens 30 Prozent der 

Habitate, die das neue Gesetz erfasst, in einen guten Zustand versetzen, bis 2040 60 Prozent und bis 2050 

90 Prozent. 
 

Umstritten war das Gesetz vor allem wegen der geplanten Renaturierung von Agrarflächen. Dieses Vorha-

ben ist jetzt auch im finalen Kompromiss enthalten, allerdings ohne strikte Zielvorgaben. Das Gesetz sieht 

auch eine Wiedervernässung von trockengelegten und landwirtschaftlich genutzten Mooren vor. Allerdings 

soll dies für Landwirte und private Grundbesitzer freiwillig bleiben. Es ist außerdem vorgesehen, dass bereits 

geschützte Natura 2000-Gebiete priorisiert werden, aber sie sollen nicht alleiniges Ziel des Gesetzes sein.  
 

Der finale Text enthält jetzt auch eine Notbremse im Falle von Lebensmittelknappheit, die von der Europäi-

schen Kommission aktiviert werden kann. Sie würde es Mitgliedsländern erlauben, die Umsetzung des Ge-

setzes für ein Jahr auszusetzen.  
 

Eine der immer noch ungeklärten Fragen ist die der Finanzierung. Die Kommission hatte ursprünglich vorge-

schlagen, Geld aus der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik umzuleiten. Im finalen Text wird die Kom-

mission jetzt aufgefordert, andere Finanzierungsquellen zu identifizieren.  
 

Die Positionierung der IHK-Organisation finden Sie hier. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Kritische Rohstoffe: Parlament stimmt für sichere Versorgung und Souveränität 

 

Das Gesetz zu kritischen Rohstoffen zielt darauf ab, die EU wettbewerbsfähiger zu machen und ihre Souverä-

nität zu stärken. Mit kritischen Rohstoffen wie Lithium und Silizium soll sich die Europäische Union künftig 

verstärkt selbst versorgen und unabhängiger von Ländern wie China werden.  

 

Einzelne Drittstaaten sollen demnach nicht mehr als 65 Prozent des EU-weiten Bedarfs an einem besonders 

wichtigen Rohstoff liefern. Bis 2030 soll das für eine Liste von 17 sogenannten strategischen Rohmateria-

lien gelten, darunter Lithium, Cobalt und Silizium. Die Gewinnung innerhalb der EU soll dann mindestens 

zehn Prozent des Bedarfs decken, die Kapazitäten für die Verarbeitung sollen bei mindestens 40 Prozent 

liegen. Ein Anteil von 25 Prozent der Rohstoffe soll in der EU recycelt werden. Mit 549 Stimmen, 43 Gegen-

stimmen und 24 Enthaltungen wurde das Gesetz durch das EU-Parlament angenommen.  
 

Voraussichtlich zu Beginn des Jahres 2024 kann das Gesetz in Kraft treten und damit könnte die EU-

Kommission in wenigen Monaten die ersten strategischen Rohstoffprojekte auswählen. (Quelle: Europäi-

sches Parlament/DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/nature-restoration-council-and-parliament-reach-agreement-on-new-rules-to-restore-and-preserve-degraded-habitats-in-the-eu/
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2022/738183/EPRS_BRI(2022)738183_DE.pdf
https://environment.ec.europa.eu/topics/nature-and-biodiversity/nature-restoration-law_en
https://environment.ec.europa.eu/topics/nature-and-biodiversity/nature-restoration-law_en
https://www.dihk.de/resource/blob/94032/917da7a83c26627ec56610b4920e1694/dihk-stellungnahme-anhoerung-wiederherstellung-natur-data.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231208IPR15763/critical-raw-materials-plans-to-secure-the-eu-s-supply
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Einigung bei Abgasnorm und transeuropäischen Verkehrsnetzen 

 

Mit der Einführung der EU-Abgasnorm Euro 7 und der Verordnung zum transeuropäischen Verkehrsnetz 

(TEN-V) strebt Europa nach einem umweltfreundlicheren und vernetzteren Verkehrssystem. Für beide Gesetze 

wurde am 18. Dezember 2023 eine Einigung erzielt – nun geht es an die Umsetzung. 

 

Die Euro 7-Norm zielt darauf ab, Emissionen schädlicher Stoffe zu verringern. Sie ist weniger restriktiv als 

zunächst vorgeschlagen, da für PKW die Euro 6-Grenzwerte beibehalten werden. Die Standards für Busse 

und Lastwagen verschärfen sich jedoch. Ein neues Element ist die Regulierung von Feinstaub durch Reifen- 

und Bremsabrieb, die dementsprechend auch für Elektro- und Wasserstofffahrzeuge gilt. Zusätzlich wurden 

Mindeststandards für die Batterielebensdauer von Elektro- und Hybridfahrzeugen festgelegt, die nach acht 

Jahren oder 160.000 Kilometern mindestens 72 Prozent ihrer ursprünglichen Ladekapazität aufweisen müs-

sen.  
 

Kernziele der TEN-V sind die Beschleunigung von Zügen auf 160 km/h bis 2040, die Einführung des Europäi-

schen Eisenbahnverkehrsleitsystems (ERTMS) für eine sicherere, effizientere Bahn, die Errichtung sicherer 

Parkplätze im Kern- und erweiterten Straßennetz, die Anbindung von Großflughäfen an den Schienenfern-

verkehr, die Entwicklung von Umschlagterminals und Güterterminals sowie die Förderung nachhaltiger 

urbaner Mobilität in Großstädten. Die Verordnung umfasst auch die Integration des europäischen Meeres-

raums, die Ausweitung der Kurzstreckenseeverkehrsrouten und die Weiterentwicklung von Seehäfen. Die 

Umsetzung der TEN-V-Verordnung ist Teil des europäischen Green Deal mit dem Ziel, bis 2050 Klimaneutra-

lität zu erreichen. Der Start der neuen TEN-V wird ein zentrales Thema der Connecting Europe Days in Brüs-

sel im April 2024 sein. Die formelle Annahme der politischen Einigung steht noch aus und wird 20 Tage 

nach Veröffentlichung im EU-Amtsblatt wirksam. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Aktuelle Förderprogramme 

 

EU-Mechanismus “Ausschreibungen als Service”: Förderung nachhaltiger und sauberer Energielösungen für 

den Wasserstoffhochlauf 

Mit dem Mechanismus "Ausschreibung als Service" wird die am 23. November 2023 eröffnete EU-weite 

Ausschreibung des Innovationsfonds zur Förderung der Herstellung von erneuerbarem Wasserstoff ergänzt. 

In dieser Ausschreibung übernimmt die Wasserstoffbank die Differenz zwischen den Produktionskosten für 

in der EU hergestellten erneuerbaren Wasserstoff und dem Marktpreis dafür. Die Förderungen werden an 

Projekte vergeben, die den niedrigsten Betrag in Euro pro Kilogramm erneuerbarem Wasserstoff bieten. 

Diese wettbewerblichen Ausschreibungen sind neue Verfahren im Innovationsfonds und ermöglichen eine 

schnelle sowie kosteneffiziente Förderung für die Einführung von erneuerbarem Wasserstoff. 
 

Die Mitgliedstaaten haben nun durch den "Ausschreibungen als Service"-Mechanismus die Möglichkeit, 

weitere Projekte zu unterstützen, die an dieser ersten Ausschreibung teilnehmen, jedoch nicht mehr aus den 

finanziellen Mitteln des Innovationsfonds gefördert werden können. Dieses Instrument erlaubt es den 

Mitgliedstaaten, wettbewerbsfähige Projekte in ihrem Hoheitsgebiet zu identifizieren und zu fördern, ohne 

dass dafür eine separate nationale Ausschreibung notwendig ist.  

Weitere Informationen: www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/12/ 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Neue Veröffentlichungen | Neu im Internet 

 

Aktualisierter DIHK-Leitfaden: Elektronikschrottentsorgung in Europa 

www.dihk.de/resource/blob/109278/241d99567828e7a64a3f01783da5e466/dihk-broschuere-

elektronikschrott-entsorgung-2023-data.pdf 

 
Europäische Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards im Amtsblatt veröffentlicht 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202302772 

zum Inhaltsverzeichnis  

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/18/euro-7-council-and-parliament-strike-provisional-deal-on-emissions-limits-for-road-vehicles/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/18/trans-european-transport-network-ten-t-council-and-parliament-strike-a-deal-to-ensure-sustainable-connectivity-in-europe/
https://transport.ec.europa.eu/connectingeuropedays_en?prefLang=de
http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/12/20231220-foerderung-nachhaltiger-und-sauberer-energieloesungen-fuer-den-wasserstoffhochlauf.html
http://www.dihk.de/resource/blob/109278/241d99567828e7a64a3f01783da5e466/dihk-broschuere-elektronikschrott-entsorgung-2023-data.pdf
http://www.dihk.de/resource/blob/109278/241d99567828e7a64a3f01783da5e466/dihk-broschuere-elektronikschrott-entsorgung-2023-data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202302772
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Nachrichten aus Deutschland 
 

Energieeffizienzgesetz – Erleichterungen bei Abwärmeermittlung 

 

Das zu Jahresbeginn in Kraft getretene Energieeffizienzgesetz (EnEfG) bringt neue Verpflichtungen für 

Betriebe. Die Pflicht zur Übermittlung von Daten zur Abwärme und die entsprechende Bußgeldbewehrung 

wurde nun für sechs Monate ausgesetzt. 

 

Die im Rahmen des Gesetzes zu errichtende Plattform für Abwärme soll eine Übersicht zu gewerblichen 

Abwärmepotenzialen in Deutschland geben. Unternehmen mit einem Gesamtenergieverbrauch von mehr als 

2,5 GWh sollten ursprünglich bis zum 1. Januar 2024 erste Daten dorthin liefern.  
 

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) hat darüber hinaus jeweils ein Merkblatt zur 

Bestimmung des Gesamtenergieverbrauchs und zum Energieeffizienzgesetz veröffentlicht.  
 

Für den 30. Mai 2024 plant die IHK eine Veranstaltung zur Umsetzung des Energieeffizienzgesetzes mit 

besonderem Fokus auf die Abwärmeermittlung. Die Anmeldung wird dann über die IHK-

Veranstaltungsdatenbank möglich sein. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Kommunen müssen Wärmepläne erstellen 

 

Gemeinden mit mehr als 100.000 Einwohner müssen bis zum Jahr 2026 Wärmepläne erstellen. Kleinere 

Kommunen haben zwei Jahre länger Zeit. Die Pläne sollen Aufschluss darüber geben, wie die Umstellung von 

Raumwärme, Warmwasser und Prozesswärme auf erneuerbare Energien in den Kommunen gelingen soll.  

 

Das Gesetz hat zum Ziel, den Anteil der Gebäude, die an ein Wärmenetz angeschlossen werden sollen, zu 

erhöhen. Es soll daher ermittelt werden, welche Gebiete sich grundsätzlich für ein Wärmenetz eignen und 

wie die Umstellung auf eine auf erneuerbaren Energien basierende Energieversorgung gelingen kann. Die 

Eignungsprüfung nach § 14 lässt erwarten, dass dies nur auf sehr wenige Gebiete zutreffen wird. 
 

Gebiete, die sich nicht für ein Wärmenetz eignen, sollen in diesen Plänen als dezentrale Gebiete aufgeführt 

werden. Ist hier eine Wasserstoffversorgung wirtschaftlich nicht möglich, müssen die Hausbesitzer eigene 

Lösungen für die Wärmeerzeugung finden. Dabei muss das zuletzt novellierte Gebäudeenergiegesetz 

beachtet werden. 
 

Das Gesetz muss für die Umsetzung in Sachsen-Anhalt noch in ein Landesgesetz überführt werden. Das 

wird vermutlich noch ein bis anderthalb Jahre dauern. (Quelle: BMWK/Bundesrat) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes beschlossen 

 

Die Novelle enthält eine Vielzahl neuer Regelungen, nachdem sie ursprünglich vor allem darauf abzielte, eine 

Entscheidung des EuGH umzusetzen, mit der die Bundesnetzagentur (BNetzA) mehr Verantwortung und 

Handlungsspielraum erhält: Die Bundesnetzagentur wird künftig Netzentgelte und Netzzugang allein regeln.  

 

Die Große Beschlusskammer kontrolliert, dass das Handeln der BNetzA an den im Gesetz benannten Zielen 

des Gesetzgebers ausgerichtet bleibt. Zu den Zielen gehören der vorausschauende Netzausbau und die 

Digitalisierung der Energieversorgungsnetze. Die Bundesnetzagentur habe bereits einen Vorschlag zur 

Regulierung der Netzentgelte vorgelegt.  
 

Ein wichtiger neuer Teil der EnWG-Novelle ist das Wasserstoff-Kernnetz und dessen Finanzierung. Mit dem 

Wasserstoff-Kernnetz sollen zentrale Verbindungen zwischen Häfen, Kraftwerken, Speichern und 

Industriezentren vorbereitet und bis 2032 in Betrieb genommen werden. Unter anderem werden enge 

Fristen dafür in dem Gesetz festgeschrieben und die Bundesnetzagentur zur Kontrolle ermächtigt. Der 

endgültige Entwurf des Wasserstoff-Kernnetzes soll Anfang 2024 vorgelegt werden. 
 

https://www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/20231120_bfee_enefg.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_ermittlung_gesamtenergieverbrauch.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_merkblatt_energieefffizienzgesetz.html
https://www.ihk.de/halle/system/veranstaltungssuche/suche-sweap/5771274
https://www.ihk.de/halle/system/veranstaltungssuche/suche-sweap/5771274
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Drittes wesentliches Element der Novelle ist „Nutzen statt Abregeln“. Die neuen Regeln sind sehr komplex 

ausgestaltet. Auf Basis eines neuen Paragrafen 13k soll ab dem 1. Oktober 2024 überschüssiger Strom 

versteigert werden. Es werden dazu regionale Ausschreibungen von den Übertragungsnetzbetreibern 

durchgeführt. Teilnahmeberechtigt sind jedoch nur Betreiber von registrierten zusätzlich zuschaltbaren 

Lasten (Entlastungsanlagen) oder Aggregatoren solcher Anlagen. Die detaillierten Kriterien diesbezüglich 

sollen bis zum 1. Juli 2024 von der BNetzA vorgelegt werden. 
 

Mit der Novelle gilt künftig eine neue Definition für Kundenanlagen zur betrieblichen Eigenversorgung. 

Diese umfassen nun auch EEG-Anlagen, die mittels Direktleitung mit einer maximalen Leitungslänge von 

5.000 Metern und einer Nennspannung von 10 bis einschließlich 40 Kilovolt Anlagen angeschlossen sind. 

(Quelle: DIHK/BMWK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Bundesrat für beschleunigte Genehmigung zur Wasserstoffproduktion 

 

Der Bundesrat setzt sich dafür ein, die Zulassungsverfahren für so genannte Elektrolyseure zu vereinfachen, 

um die Erzeugung von Wasserstoff zu erleichtern: Für Wasserstoffproduktionsstätten mit einer elektrischen 

Nennleistung bis 5 MW soll die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit künftig entfallen. 

 

Um das Hochfahren der Wasserstoffwirtschaft schnell, effizient und praxistauglich zu gestalten, seien 

Änderungen im Bundesrecht erforderlich. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich im Rahmen 

der aktuellen Trilogverhandlungen zur Industrieemissionsrichtlinie der EU für entsprechend mögliche 

Genehmigungserleichterungen bei der Einstufung von Elektrolyseuren einzusetzen. Die Entschließung wurde 

der Bundesregierung zugeleitet. (Quelle: Bundesrat) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Kabinett beschließt Vorgaben für die Herstellung von grünem Wasserstoff und E-Fuels 

 

Die Bundesregierung hat am 13. Dezember 2023 einheitliche Vorgaben für die Herstellung von grünem 

Wasserstoff und E-Fuels beschlossen, die den Markthochlauf der grünen Wasserstoffwirtschaft 

beschleunigen sollen. Die Novelle der 37. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(37. BImSchV) legt fest, dass grüner Wasserstoff nur dann als "grün" gilt, wenn der zur Herstellung 

verwendete Strom zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien nicht-biogenen Ursprungs stammt.  

 

Zusätzlich muss der CO2-Ausstoß der gesamten Produktion um mindestens 70 Prozent reduziert werden, 

wobei die Emissionen entlang der gesamten Lieferkette berücksichtigt werden. Die Novelle verbessert auch 

die Anrechenbarkeit von erneuerbaren Kraftstoffen nicht-biogenen Ursprungs (RFNBOs) auf die THG-Quote 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Mineralölunternehmen können nun RFNBOs mit dem Faktor 3 auf 

die THG-Quote anrechnen, was zu einer höheren Förderung von grünem Wasserstoff im Verkehrssektor 

führen soll. 
 

Aufgrund der unterschiedlichen Bereitstellungskosten der Anrechnungsoptionen wird erwartet, dass 

RFNBOs zunächst in Form von grünem Wasserstoff in Raffinerien verwendet werden. Die Novelle führt auch 

ein neues System zur Nachweisführung über die Erfüllung der Anforderungen bei der Herstellung und 

Lieferung von erneuerbaren Kraftstoffen nicht-biogenen Ursprungs ein. Dies umfasst die Zertifizierung aller 

relevanten Wirtschaftsteilnehmer sowie den Aufbau und Betrieb eines Registers und einer Datenbank durch 

das Umweltbundesamt. 
 

Die Novelle der 37. BImSchV setzt europarechtliche Vorgaben aus delegierten Verordnungen zur 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie um und bedarf der Zustimmung des Bundestags, bevor sie in Kraft treten 

kann. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

 

https://www.bundesrat.de/drs.html?id=591-23%28B%29
https://www.bmuv.de/pressemitteilung/klare-regeln-fuer-unternehmen-beschleunigen-den-markthochlauf-von-gruenem-wasserstoff
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Vorgehen der Bundesnetzagentur bei einer Gasmangellage 

 

Die Bundesnetzagentur hat vor dem Jahreswechsel die Öffentlichkeit über ihr Vorgehen bei einer 

Gasmangellage und die ratierliche Allgemeinverfügung erläutert. Eine solche Allgemeinverfügung ist für 

kleine bis mittelgroße gewerbliche und industrielle Gasverbraucher relevant. Sie weist aber explizit darauf 

hin, dass sie die Gasversorgung aktuell als stabil einschätzt. 

 

Nachfolgend die wichtigsten Inhalte: Nach Ausrufung der Notfallstufe durch die Bundesregierung nimmt 

die Bundesnetzagentur die Rolle als Bundeslastverteiler ein und kann dann als eine von mehreren Optionen 

eine ratierliche Kürzung von Gasmengen bei Letztverbrauchern anordnen. Das betrittt die ca. 40.000 

Letztverbraucher mit registrierender Leistungsmessung (RLM-Kunden) mit einem jährlichen Gasverbrauch 

von < 1,5 Mio. kWh und einer Ausspeiseleistung von < 500 kW. Die größeren industriellen Gasverbraucher 

werden über die Sicherheitsplattform Gas individuell adressiert. 
 

Die RLM-Kunden müssen dann ihren Gasverbrauch um einen vorgegebenen Prozentsatz senken. 

Ausnahmen gelten für nach § 53a EnWG geschützte Kunden und RLM-Kunden, deren Gasverbrauch 

vollständig in einem der besonders schützenswerten Produktionsbereiche liegt. Diese RLM-Kunden sind 

nach Abgabe einer ausgefüllten Selbsterklärung an ihren Anschlussnetzbetreiber von einer 

Gasbezugsreduktion ausgenommen. Sollte eine ratierliche Allgemeinverfügung erlassen werden, wird diese 

auf der Internetseite der Bundesnetzagentur bekannt gegeben und durch Presseveröffentlichungen 

begleitet. 
 

Bei Fragen stehen folgende Kontaktaufnahmemöglichkeiten zur Verfügung:  

• E-Mail: anfragen-krisenorganisation@bnetza.de 

• Kontaktformular: www.bundesnetzagentur.de/_tools/AnGa/node.html 
 

(Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Onlineplattform DIVID des Einwegkunststofffonds startet ab 1. April 2024 

 

Das am 15. Mai 2023 verkündete Einwegkunststofffondsgesetz verpflichtet Hersteller ab 2024, die Kosten 

für ihre in Straßen oder Parks als Abfälle eingesammelten Einwegkunststoffprodukte zu tragen. Für die 

Verwaltung und Abwicklung der dafür von den Unternehmen in den Einwegkunststofffonds zu zahlenden 

Abgaben richtet das Umweltbundesamt (UBA) die digitale Plattform DIVID ein. Laut aktuellem Zeitplan wird 

die Plattform nun ab dem 1. April 2024 schrittweise in Betrieb gehen. 

 

Die Registrierung von Herstellern mit Niederlassung in Deutschland kann ab 1. April 2024 vorgenommen 

werden. Ab diesem Zeitpunkt wird für Hersteller ohne Niederlassung in Deutschland sowie deren 

Bevollmächtigte die Account-Erstellung möglich sein. 
 

Bis zum 1. April 2024 stellt das UBA den betroffenen Akteuren auf der Internetseite 

www.einwegkunststofffonds.de eine statische Abbildung von DIVID zur Verfügung, über die insbesondere 

Hersteller Anträge zur Einordnung der Herstellereigenschaft und zur Einwegkunststoffprodukteinordnung 

stellen können. (Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

DIHK-Webinarreihe zum Gebäudeenergiegesetz und zur Heizungsförderung im Februar 2024 

 

Gemeinsam mit dem Unternehmensnetzwerk Klimaschutz organisiert die DIHK im Rahmen ihrer Kampagne 

#machen.sparen.profitieren im Februar 2024 die Webinarreihe „Heizungsgesetz und Heizungsförderung – 

Neue Anforderungen und Neue Investitionshilfen für Wohn- und Nichtwohngebäude“. Neben der Heizungs-

förderung stehen die neuen rechtlichen Anforderungen für Nichtwohngebäude und (vermietete) Wohnge-

bäude im Fokus. 

 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Gasversorgung/Krisenvorbereitung/Download/RatierlAllgVfg_QA.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Gasversorgung/Krisenvorbereitung/Download/RatierlAllgVfg.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fwww.bundesnetzagentur.de%2FDE%2FGasversorgung%2FKrisenvorbereitung%2FDownload%2FRatierlAllgVfg_Selbsterklaerung.xlsx%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D1&wdOrigin=BROWSELINK
mailto:anfragen-krisenorganisation@bnetza.de
http://www.bundesnetzagentur.de/_tools/AnGa/node.html
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/onlineplattform-divid-des-einwegkunststofffonds
http://www.einwegkunststofffonds.de/
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Mit der Überarbeitung des Gebäudeenergiegesetzes (umgangssprachlich auch Heizungsgesetz) hat der Ge-

setzgeber das Aus für fossil befeuerte Heizkessel bis zum Jahr 2045 beschlossen. Neu eingebaute Heizungs-

anlagen müssen zukünftig im Grundsatz mindestens 65 Prozent der bereitgestellten Wärme aus erneuerba-

ren Energien oder unvermeidbarer Abwärme erzeugen. Darüber hinaus bringt das Gesetz eine Reihe weiterer 

Regelungen mit sich, wie bespielsweise Prüf- und Optimierungspflichten für Wärmepumpen und Heizungs-

anlagen oder Nachrüstverpflichtungen zur Gebäudeautomation und -steuerung für bestimmte Nichtwohn-

gebäude. Parallel ist zum 1. Januar 2024 auch die überarbeitete Richtline „Bundesförderung für effiziente 

Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM)“ in Kraft getreten, mit der auch die neue Heizungsförderung umge-

setzt wird.  
 

Die Webinare finden ab 13. Februar 2024 dienstags früh von 09:00 Uhr bis 09:45 Uhr zu den folgenden 

Themen statt. Die Teilnahme nach vorheriger Anmeldung ist kostenfrei. 
 

• 13. Februar 2024 „Die neue Heizungsförderung“  

Referent: Eckard von Schwerin, KfW Bankengruppe 

https://event.dihk.de/machensparenprofitierendieneueheizungsfrderung 

• 20. Februar 2024 „Das neue Gebäudeenergiegesetz – Fokus Wohngebäude“ 

Referent: Dr. Jörg Lippert, Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. 

https://event.dihk.de/machensparenprofitierendasneuegebudeenergiegesetzfokuswohngebude 

• 27. Februar 2024 „Das neue Gebäudeenergiegesetz – Fokus Nichtwohngebäude“ 

Referent: Heiko Reckert, Zentraler Immobilien Ausschuss (ZIA) e.V. 

https://event.dihk.de/machensparenprofitierendasneuegebudeenergiegesetzfokusnichtwohngebude 
 

(Quelle: DIHK) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Aktuelle Förderprogramme 

 

Antragstellung für Energieförderprogramme wieder möglich 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) hat die Antrags- und Bewilligungspause 

für die Förderprogramme im Klima- und Transformationsfonds (KTP) aufgehoben. Anträge sind nun wieder 

möglich. Unter anderem können für die Förderprogramme zur Energieberatung, für effiziente Wärmenetze, 

für das Aufbauprogramm Wärmepumpe und für E-Lastenräder ab sofort wieder Anträge gestellt werden.  
 

Die Bundesförderung für Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft startet voraussichtlich ab dem 

15. Februar 2024 mit Inkrafttreten der novellierten Richtlinien. Bereits vorliegende Anträge werden nach 

Maßgabe der vorläufigen Haushaltsführung beschieden. 

Weitere Informationen: www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/01/20240122-die-antrags-

und-bewilligungspause-fur-ktf-forderprogramme-des-bmwk-ist-aufgehoben.html, 

www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/20240119_foerderstopp_aufgehoben.html 
 

Richtlinie „Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen“ gestartet 

Als eine von vier Säulen des neuen BEG ging zum 1. Januar 2024 die aktualisierte Richtline 

"Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM)" an den Start. Sie zielt auf 

Effizienzsteigerung und die Erhöhung des Anteils von erneuerbarer Energie in Gebäuden. Dafür fördert der 

Bund sowohl für Wohn- als auch für Nichtwohngebäude bestimmte Einzelmaßnahmen an der 

Gebäudehülle, der Anlagentechnik, der Heizungsoptimierung, der Fachplanung und Baubegleitung sowie 

Maßnahmen bei Anlagen zur Wärmeerzeugung, insbesondere den Heizungsaustausch.  
 

Die Förderung erfolgt in Form eines Investitionszuschusses. Zusätzlich kann ein ergänzendes Kreditangebot 

in Anspruch genommen werden. Ein Rechtsanspruch besteht jedoch nicht, und die Gewährung der 

Förderung steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln. 
 

Die Zuschüsse für Anlagen zur Wärmeerzeugung (nur Heizungstechnik; ausgenommen sind Maßnahmen für 

Errichtung, Umbau und Erweiterung eines Gebäudenetzes) sind künftig bei der KfW zu beantragen. Die 

technische Antragstellung bei der KfW startet für Einfamilienhäuser voraussichtlich am 27. Februar 2024, 

für alle weiteren Antragstellergruppen zeitlich gestaffelt im Laufe des Jahres 2024. Übergangsweise können 

förderfähige Vorhaben ab sofort und befristet bis zum 31. August 2024 schon vorab in Angriff genommen 

werden, der Antrag muss dann bis zum 30. November 2024 nachgeholt werden. 
 

https://event.dihk.de/machensparenprofitierendieneueheizungsfrderung
https://event.dihk.de/machensparenprofitierendasneuegebudeenergiegesetzfokuswohngebude
https://event.dihk.de/machensparenprofitierendasneuegebudeenergiegesetzfokusnichtwohngebude
http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/01/20240122-die-antrags-und-bewilligungspause-fur-ktf-forderprogramme-des-bmwk-ist-aufgehoben.html
http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2024/01/20240122-die-antrags-und-bewilligungspause-fur-ktf-forderprogramme-des-bmwk-ist-aufgehoben.html
http://www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/20240119_foerderstopp_aufgehoben.html
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Die Beantragung der weiteren Zuschüsse für Effizienzmaßnahmen der Gebäudehülle, Anlagentechnik, 

Heizungsoptimierung sowie die Errichtung, der Umbau und die Erweiterung von Gebäudenetzen erfolgt 

weiterhin beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA). Hier ist die technische 

Antragstellung bereits seit dem 1. Januar 2024 möglich. Der Ergänzungskredit kann über die 

Hausbank/Geschäftsbank beantragt werden. 

Weitere Informationen: www.dihk.de, www.kfw.de, www.bafa.de  

 
Vorabinformationen zur Novellierung der EEW-Richtlinie, Förderwettbewerb Energie- und Ressourceneffizi-

enz und Transformationsplan 

Anfang Februar 2024 werden die novellierten Förderrichtlinien der Bundesförderung für Energie- und 

Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW) veröffentlicht, die ab 15. Februar 2024 in Kraft treten werden. 

Zeitgleich geht auch die neue Runde im Förderwettbewerb Energie- und Ressourceneffizienz an den Start.  
 

Die seit 2024 anzuwendende neue AGVO ermöglicht einige Erleichterungen beim EEW-Antragsverfahren: So 

wird im Förderwettbewerb künftig auf Basis der gesamten Investitionskosten (Vollkosten) gefördert. 

Dadurch entfällt die aufwändige Ermittlung der Kosten einer Referenzinvestition. Des Weiteren erhöht sich 

die maximale Fördersumme auf 20 Mio. Euro (vorher: 15 Mio. Euro). Das bisherige Modul 5 

„Transformationskonzept“ heißt nun „Transformationsplan“: Die maximale Fördersumme wird von 50.000 

auf 60.000 Euro und für Unternehmen, die Mitglied eines IEEKN-Netzwerks sind, von 80.000 auf 90.000 

Euro erhöht. 
 

Die erste Runde des neuen Jahres im Förderwettbewerb Energie- und Ressourceneffizienz wird am 

15. Februar 2024 mit einem Rundenbudget von 40 Mio. Euro eröffnet. Unternehmen können ihre Anträge 

aus positiv bewerteten Skizzen für die Förderung Ihrer investiven Maßnahmen für mehr Energie- und 

Ressourceneffizienz maximal bis zum 30. April 2024 einreichen. 

Weitere Informationen: www.wettbewerb-energieeffizienz.de/WENEFF/Redaktion/DE/Meldungen/, 

www.wettbewerb-energieeffizienz.de/WENEFF/Navigation/DE/Foerderwettbewerb/Wettbewerbsrunden/ 
 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Neue Veröffentlichungen | Neu im Internet 

 

DIHK-Standortumfrage im Netzwerk Industrie 

www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/industriepolitik/versetzungsgefahr-fuer-den-

industriestandort-deutschland--108996 

 
DIHK-Homepage: Welche Regelungen müssen Unternehmen ab 2024 beachten? 

www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/aenderungen-2024-106874  
 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

  

http://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/wie-heizungstausch-co-kuenftig-gefoerdert-werden-110266
http://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Heizungsf%C3%B6rderung/
http://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/Foerderprogramm_im_Ueberblick/foerderprogramm_im_ueberblick_node.html
http://www.wettbewerb-energieeffizienz.de/WENEFF/Redaktion/DE/Meldungen/2024/2024-01-25-ankuendigung-neue-eew-richtlinie
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Nachrichten aus der Region  
 

Anhörung zum Landesentwicklungsplan gestartet 

 

Das Land Sachsen-Anhalt erarbeitet aktuell einen neuen Landesentwicklungsplan (LEP). Dieser regelt die 

Grundzüge der räumlichen Landesentwicklung. Die Planunterlagen, bestehend aus Text mit Begründung, 

Karten und Umweltbericht, sind ab 29. Januar 2024 im Internet unter der Adresse 

www.landesentwicklungsplan-st.de einsehbar und können auch heruntergeladen werden. 

 

Darüber hinaus liegen die Unterlagen in ausgewählten Verwaltungseinrichtungen der Landkreise und 

kreisfreien Städte sowie im Ministerium für Infrastruktur und Digitales (MID) in Papierform zur 

Einsichtnahme bereit. 
 

Bis zum 12. April 2024 haben öffentliche Stellen sowie alle Bürgerinnen und Bürger des Landes Sachsen-

Anhalt Gelegenheit, ihre Hinweise oder Änderungsvorschläge zu allen Inhalten der Planunterlagen des 

ersten Entwurfs abzugeben. Stellungnahmen sollen vorzugsweise über das extra dafür eingerichtete Online-

Beteiligungsportal abgegeben werden, welches ebenfalls unter www.landesentwicklungsplan-st.de 

erreichbar ist. Darüber hinaus kann eine Stellungnahme auch per E-Mail, postalisch oder zur Niederschrift 

übermittelt werden. (Quelle: Ministerium für Infrastruktur und Digitales Sachsen-Anhalt) 
 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

IHK-Online-Veranstaltung: Endabrechnung der Energiepreisbremsen am 01.02.2024 

 

Die Preisbremsen für Strom, Erdgas und Wärme sind zum Jahresende ausgelaufen. Nun steht für viele 

Betroffene die Endabrechnung an, für die verschiedene Nachweise eingereicht und Meldungen vorgenommen 

werden müssen. Was es dabei zu beachten gilt, soll eine Online-Veranstaltung am 1. Februar 2024 

aufzeigen. 

 

Gemeinsam mit der ISPEX AG informieren die Industrie- und Handelskammern Halle-Dessau und 

Magdeburg über Pflichten und Fristen für die Endabrechnung, aktuelle Entwicklungen und Informationen 

der Prüfbehörde, die Vorbereitung der endgültigen Selbsterklärung, Einhaltung und Aufteilung der 

beihilferechtlichen Höchstgrenzen, Endabrechnung der Lieferanten und Rückzahlungsverpflichtungen sowie 

weitere Verpflichtungen aus EWPBG und StromPBG. Die Veranstaltung findet über MS-Teams statt. 
 

Eine Teilnahme ist nur nach vorheriger Anmeldung bis zum 31. Januar 2024 über folgenden Link möglich: 

https://veranstaltungen.halle.ihk.de/b/?p=abrechnung_der_energiepreisbremsen_20240201. (IHK HD) 
 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

IHK-Online-Veranstaltung: Aktuelle Rahmenbedingungen für PV-Anlagen am 27.02.2024 

 

Der Ausbau erneuerbarer Energien schreitet weiter voran. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für 

Photovoltaikanlagen unterliegen jedoch steten Änderungen und es ist schwer, hier am Ball zu bleiben. Für 

alle Unternehmen, die sich auf den aktuellen Stand bringen möchten, führen die Industrie -und 

Handelskammern Halle-Dessau und Magdeburg am 27. Februar 2024 eine Online-Veranstaltung zu diesem 

Thema durch. 

 

Sie erhalten u. a. Informationen zu den Neuerungen beim Erneuerbare-Energien-Gesetz sowie zum 

Netzanschluss und neuen Entwicklungen, die mit dem Anschluss und Betrieb der Anlagen einhergehen. Eine 

Anmeldung ist in Kürze über die IHK-Veranstaltungsdatenbank möglich.  
 

Möchten Sie gern regelmäßig zu aktuellen IHK-Veranstaltungen per E-Mail eingeladen werden? Dann 

tragen Sie sich für unseren kostenfreien E-Mail-Service Veranstaltungen ein. (IHK HD) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

https://mid.sachsen-anhalt.de/news-detail/oeffentlichkeitsbeteiligung-fuer-landesentwicklungsplan-sachsen-anhalt-2030-beginnt
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https://www.landesentwicklungsplan-st.de/
https://veranstaltungen.halle.ihk.de/b/?p=abrechnung_der_energiepreisbremsen_20240201
https://www.ihk.de/halle/system/veranstaltungssuche/suche-sweap/5771274
https://news.halle.ihk.de/anmeldung_ihk_service_veranstaltungen_umfragen_angebote_informationen.jsp
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IHK-Online-Veranstaltung: Elektroladeinfrastruktur für Gewerbebetriebe am 18.03.2024 

 

Sie planen, Elektroladesäulen zu errichten oder unterliegen einer entsprechenden Pflicht nach dem Gebäude-

Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz? Dann nehmen Sie online an unserer IHK-Veranstaltung „360°-Blick 

auf Elektroladesäulen: Rechte, Pflichten und Fallstricke“ teil. 

 

Wir bringen Sie am 18. März 2024 hinsichtlich der nötigen Anforderungen auf den aktuellen Stand. Die 

Veranstaltung wird gemeinsam von den Industrie- und Handelskammern Halle-Dessau und Magdeburg 

organisiert. Eine Anmeldung ist ab März über die IHK-Veranstaltungsdatenbank möglich.  
 

Möchten Sie gern regelmäßig zu aktuellen IHK-Veranstaltungen per E-Mail eingeladen werden? Dann 

tragen Sie sich für unseren kostenfreien E-Mail-Service Veranstaltungen ein. (IHK HD) 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Aktuelle Förderprogramme 

 

Neues Förderprogramm „Sachsen-Anhalt ZUKUNFTSENERGIEN“ gestartet 

Für Investitionen in die intelligente Kopplung der Energiesektoren Strom, Gas und Wärme können 

Unternehmen in Sachsen-Anhalt Zuschüsse erhalten. Im Kern geht es um die verstärkte Nutzung von Strom 

aus erneuerbaren Energien für die Produktion von grünem Wasserstoff oder die Bereitstellung von Wärme. 

Antragstellungen sind ab sofort bei der Investitionsbank Sachsen-Anhalt möglich. Das neue 

Förderprogramm zur Sektorenkopplung “Sachsen-Anhalt ZUKUNFTSENERGIEN” umfasst zwei Bausteine. 

Bitte beachten Sie die relativ kurzen Antragsfristen bei der Investitionsbank Sachsen-Anhalt. 
 

JTF-Baustein: Förderung von Maßnahmen der Sektorenkopplung – Grüner Wasserstoff (Antragstellung bis 

9. Februar 2024) 

Gefördert werden investive Maßnahmen zur Erzeugung, zur Speicherung, zum Transport und zur Verteilung 

von aus erneuerbaren Energiequellen produziertem grünen Wasserstoff, welche die Bereitstellung grünen 

Wasserstoffs als Prozesswärme sowie als Rohstoff für Folgeprodukte (zum Beispiel Ammoniak und 

Methanol) ermöglichen. Zentrale Kriterien für die Auswahl der Vorhaben sind neben der Kapazität für 

Produktion und Transport auch die Abnehmerstruktur und die Fördereffizienz. 
 

EFRE-Baustein: Förderung von Maßnahmen der Sektorenkopplung (Antragstellung bis 5. April 2024) 

Gefördert werden investive Maßnahmen, die der Übertragung von erneuerbar erzeugtem Strom in die 

Energiesektoren Wärme und Gas dienen. Ausgewählt werden die zu unterstützenden Vorhaben nach 

Kriterien wie etwa dem Volumen der eingesparten Treibhausgas-Emissionen, der Fördereffizienz oder der 

Unternehmensgröße. Antragsberechtigt sind private und öffentliche Unternehmen sowie sonstige 

juristische Personen. Es sollen vor allem kleine und mittlere Unternehmen bei ihren Investitionen in 

Klimaneutralität unterstützt werden. 

Weitere Informationen: www.ib-sachsen-anhalt.de/unternehmen/umwelt-schuetzen/sachsen-anhalt-

zukunftsenergien, https://mwu.sachsen-anhalt.de/artikel-detail/115-mio-eur-fuer-zukunftsenergien-

ministerium-startet-neues-foerderprogramm-fuer-unternehmen, https://mwu.sachsen-

anhalt.de/energie/foerderung/sachsen-anhalt-zukunftsenergien 

Kostenfreie Hotline der IB Sachsen-Anhalt: 0800 56 007 57 

zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

Neue Veröffentlichungen | Neu im Internet 

 

IHK-Homepage: Neuerungen 2024 im Bereich Umwelt und Energie 

www.ihk.de/halle/produktmarken/umwelt-und-energie/verpackungen/neuerungen-2024-im-bereich-

umwelt-und-energie-5972492  

zum Inhaltsverzeichnis 
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weitere Links 
 

 
IHK Halle-Dessau | Umwelt und Energie 

 

 

 

 

IHK ecoFinder 

 

 
EMAS-Register  

 

 
DIHK 

 

 

Publikationen der IHK-Organisation  

____________________________________________________________________ 

Die IHK-Umwelt- und Energienachrichten sind ein Service Ihrer IHK Halle-Dessau.  

 

  

https://www.ihk.de/halle/produktmarken/umwelt-und-energie
https://www.ihk.de/halle/produktmarken/umwelt-und-energie
https://www.ihk-ecofinder.de/
https://www.emas-register.de/
http://www.dihk.de/
https://www.dihk-verlag.de/?afid=157
https://www.ihk.de/halle/produktmarken/umwelt-und-energie
https://www.emas-register.de/
http://www.dihk.de/
https://www.dihk-verlag.de/?afid=157
https://www.ihk-ecofinder.de/
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